
Schriften des Vereins für Socialpolitik

Band 116

Zukunftsprobleme
der Sozialen Marktwirtschaft

Herausgegeben von

Otmar Issing

Duncker & Humblot  ·  Berlin

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44873-9 | Generated on 2025-02-10 10:32:01



Schriften des Vereins für Socialpolitik 

Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

Neue Folge Band 116 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44873-9 | Generated on 2025-02-10 10:32:01



S C H R I F T E N DES V E R E I N S F Ü R S O C I A L P O L I T I K 
Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

Neue Folge Band 116 

Verhandlungen auf der Jahrestagung 
der Gesellschaft für Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften - Verein für Socialpolit ik -
i n Nürnberg 

vom 15.-17. September 1980 

Herausgegeben von 

Otmar Issing 

D U N C K E R & H U M B L O T / B E R L I N 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44873-9 | Generated on 2025-02-10 10:32:01



Verhandlungen auf der Jahrestagung des Vereins für Socialpolitik 
Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

in Nürnberg 1980 

Zukunftsprobleme der 
Sozialen Marktwirtschaft 

D U N C K E R & H U M B L O T / B E R L I N 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44873-9 | Generated on 2025-02-10 10:32:01



Alle Rechte, auch die des auszugsweisen Nachdrucks, der photomechanischen 
Wiedergabe und der Ubersetzung, iür sämtliche Beiträge vorbehalten 

© 1981 Duncker & Humblot, Berlin 41 
Gedruckt 1981 bei Berliner Buchdruckerei Union GmbH., Berlin 61 

Printe d in Germany 

ISBN 3 428 04873 3 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44873-9 | Generated on 2025-02-10 10:32:01



Vorwort 

Dieser Band enthält die Referate und Diskussionsergebnisse der 
Tagung des Vereins für Socialpolitik, die vom 15. bis 17. September 
1980 im Gebäude der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fa-
kultät der Friedrich-Alexander-Universität  Erlangen-Nürnberg in 
Nürnberg stattfand. 

Der Erweiterte Vorstand hatte die wissenschaftliche Vorbereitung 
der Tagung einer Kommission anvertraut, die aus folgenden Mitgliedern 
bestand: Werner Ehrlicher, Freiburg; Gerhard Fels, Kiel ; Otmar Issing 
(Vorsitzender), Würzburg; Hans-Jürgen Krupp, Berl in; Ku r t Rothschild, 
Linz; Hans Kar l Schneider, Köln; Waldemar Wittmann, Frankfurt. 
Für die offene,  fruchtbare  Diskussion und gute Kooperation habe ich 
meinen Kollegen herzlich zu danken. 

Das Tagungsprogramm ist durch die unumgängliche thematische Aus-
wahl der Kommission geprägt. I n den Arbeitskreisen wurden die 
Schwerpunkte im einzelnen überwiegend durch das Ergebnis der Aus-
schreibung gesetzt. 

Die Wahl des Tagungsthemas war von der Absicht bestimmt, das al l-
gemein konstatierte Desinteresse an ordnungspolitischen Fragen zu 
überwinden. Ausgehend von den wirtschaftspolitischen Grundentschei-
dungen der Nachkriegszeit sollte vor allem geprüft  werden, ob die 
Soziale Marktwirtschaft  eine Konzeption „mi t Zukunft" darstellt. Der 
aufmerksame Leser w i rd zu einer derart komplexen Fragestellung in 
diesem Band zwar keine einfachen Antworten, aber eine Fülle anre-
gender Gedanken finden. 

Herzlich zu danken habe ich allen, die zum Gelingen der Tagung 
beigetragen und mi r bei der Herausgabe des Bandes geholfen haben. 
Der Vorsitzende des Vereins, Helmut Hesse, löste einige schwierige 
Situationen durch sein persönliches Engagement. Die Zusammenarbeit 
mi t der Geschäftsstelle verlief  dank des Einsatzes von Rolf Schinke 
reibungslos. A m Tagungsort garantierten die Nürnberger Kollegen 
Peter Mertens und Manfred Neumann für eine hervorragende Orga-
nisation. Wolfgang Gerhardt war m i r in allen Phasen ein unentbehr-
licher Mitarbeiter, und meine Sekretärin Ulr ike Panzer bewältigte un-
verdrossen die erhebliche zusätzliche Belastung. Frau Trudi Brauers 
nahm die große Mühe des Korrekturenlesens auf sich. 

Würzburg, im Frühjahr 1981 Otmar Issing 
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Arbeitsmarktpolitik in der Sozialen Marktwirtschaft 

Von Heinz  Lampert,  Augsburg 

1. Die Fragestellung 

Die Formulierung des mir übertragenen Themas läßt es zu, sich für 
eine oder mehrere der folgenden Aufgabenstellungen zu entscheiden: 

1. Eine Darstellung der Arbeitsmarktpolit ik in der Bundesrepublik 
im Sinne einer Deskription der betriebenen Arbeitsmarktpolit ik 
(AMP); 

2. die Beantwortung der Frage nach einer der Sozialen Marktwi r t -
schaft (SM) als ordnungspolitischem Leitbi ld wirtschaftsordnungs-
politisch entsprechenden, konformen Konzeption einer AMP, also 
die Deduktion einer einem übergeordneten Leitbi ld adäquaten 
sektoralen Wirtschaftspolitik aus dem Leitbi ld; 

3. die Analyse der in der Bundesrepublik betriebenen AMP unter 
ordnungspolitischer Perspektive, d. h. die Beantwortung der Frage, 
inwieweit die AMP der Bundesrepublik dem Leitbi ld der SM ent-
spricht; 

4. gibt man dem Generalthema der Tagung „Zukunftsprobleme der 
SM" besonderes Gewicht, dann könnte man auch an die Aufgabe 
denken, darzustellen, wie eine AMP gestaltet sein muß, damit sie 
sowohl leitbildkonform ist als auch in der Lage, bestimmte er-
wartete Probleme zu lösen. 

Ich möchte das Schwergewicht meiner Überlegungen erstens auf die 
idealtypische Ableitung einer dem Leitbi ld der SM konformen AMP 
legen und zweitens die in der Bundesrepublik realisierte arbeitsmarkt-
politische Konzeption auf ihre Ordnungskonformität  überprüfen.  Die 
Lösung der ersten Aufgabe ist eine Voraussetzung für die Lösung der 
zweiten. 

48 Schri f ten d. Vere ins f. Socia lpol i t ik 116 
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754 Heinz Lampert 

2. Grundzüge einer dem Leitbild 
der Sozialen Marktwirtschaft  konformen Arbeitsmarktpolitik 

2.1 Voraussetzungen für die Ableitung einer dem Leitbild der 
Sozialen Marktwirtschaft  entsprechenden arbeitsmarktpolitischen Konzeption 

Voraussetzungen für die Ableitung einer einem wirtschaftsordnungs-
politischen Leitbi ld entsprechenden sektoralen wirtschafts- und sozial-
politischen Konzeption sind die Definition des Leitbildes1 und des in 
Frage stehenden wirtschaftspolitischen Handlungsfeldes, also der AMP. 

Vergleichsweise unproblematisch ist die Definition der AMP. Sie 
läßt sich definieren als die Gesamtheit der Maßnahmen, die das Ziel 
haben, die Arbeitsmärkte als die für die Beschäftigungsmöglichkeiten 
und Beschäftigungsbedingungen der Arbeitnehmer entscheidenden 
Märkte so zu gestalten und zu beeinflussen, daß bestimmte wirtschafts-
und sozialpolitische Ziele erreicht werden. Diese Maßnahmen umfassen 
nach ihrer A r t 

1. die Setzung von Rahmenbedingungen für die Marktverfassungen, 
d. h. ordnungspolitische Maßnahmen; 

2. Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigimg von Marktun-
gleichgewichten auf einzelnen Arbeitsmärkten und auf dem Ge-
samtmarkt, d. h. struktur- und prozeßpolitische Maßnahmen; 

3. die staatliche Festsetzimg von Mindestbedingungen zur Erreichung 
von Zielen des Arbeitnehmerschutzes, insbesondere des Arbeits-
zeitschutzes, des Gefahrenschutzes, des Schutzes des Arbeitsver-
hältnisses und des Lohnschutzes. 

Gewisse Schwierigkeiten bereitet die Abgrenzimg zwischen AMP und 
Beschäftigungspolitik. Die meisten der unter 2. angesprochenen 
prozeß- und strukturpolitischen Maßnahmen haben beschäftigungspoli-
tische Effekte  und beschäftigungspolitische Maßnahmen, wie etwa die 
Ausweitung der Nachfrage der öffentlichen  Hand nach Arbeitskräften 
oder Produkten, wirken auf die Arbeitsmärkte ein. Dennoch erscheint 
es zweckmäßig, Maßnahmen, die außerhalb der Grundlagen des Arbeits-
förderungsgesetzes  (AFG) von Regierung und Bundesbank ergriffen 
werden, um mi t nicht spezifisch arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, 

1 I n Anlehnung an Herbert  Giersch , Allgemeine Wirtschaftspolit ik,  Wies-
baden 1960, S. 135 und S. 188, verstehe ich i n der folgenden Analyse unter 
Leitbild  ein auf  die  Gesamtwirtschaft  bezogenes Z ie l -Mit te l -System einer 
anzustrebenden Wirtschaftsgestaltung, während ich den Begriff  der Konzep-
tion  i m Sinne eines i n sich geschlossenen und widerspruchsfreien  Zusammen-
hangs von Zielen, Grundsätzen, zielkonformen Inst i tut ionen und Maßnahmen 
der Wirtschaftspolit ik verwende und nur auf ein bestimmtes wirtschafts-
politisches Handlungsfeld, hier die AMP, beziehe. 
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Arbei tsmarktpol i t ik i n der Sozialen Marktwir tschaft 755 

nämlich mi t Mit te ln der Geldpolitik oder/und der Fiskalpolit ik gesamt-
wirtschaftliche Nachfragelücken zu schließen, nicht unter die AMP 
zu subsumieren. 

Problematischer ist die Definition des Begriffes  SM. Sie ist ein w i r t -
schaftsordnungspolitisches Leitbi ld, das — wie jedes ordnungspolitische 
Leitbi ld — nicht eindeutig definiert  und wohl auch nicht eindeutig 
definierbar  ist. Ob man von der Charakterisierung des Leitbildes nach 
Müller-Armack ausgeht, nach dem die SM als eine ordnungspolitische 
Idee definiert  werden kann, „deren Ziel es ist, auf der Basis der Wett-
bewerbswirtschaft  die freie Ini t iat ive mi t einem gerade durch die 
marktwirtschaftliche  Leistung gesicherten sozialen Fortschritt zu ver-
binden"2, ob man mi t Nipperdey die SM als eine Wirtschaftsverfassung 
definiert,  die auf der Grundlage der Wettbewerbswirtschaft  freiheit-
liche und soziale Komponenten in der Weise verbindet, daß ein Höchst-
maß persönlicher Freiheit bei steter Berücksichtigung der sozialen Not-
wendigkeiten gewährleistet ist3 oder ob man andere Beschreibungen 
heranzieht4 — es handelt sich um einen Begriff,  der „wertausfüllungs-
bedürftig",  „interpretationsbedürftig"  ist. Mehr noch: „Der Gedanke der 
SM ist so ein der Ausgestaltung harrender progressiver Stilgedanke."5»G 

„Der St i l der SM liegt darin, jenseits der Lösungen einer restaura-
tiven Polit ik, die das Vergangen konserviert, oder eines sozialen Di r i -
gismus, der die freien Ini t iat iven der Gesellschaft verkümmern läßt, 
oder einer ungesteuerten, unkontroll ierten Marktmechanik eine ge-
sellschaftliche Lösung zu produzieren, in der alle Ziele einen möglichen 
realistischen Ausgleich finden." 7 

Das Verhältnis, in dem marktwirtschaftliche  und sozial orientierte 
Regelungen, individualrechtliche Freiheitsverbürgungen und sozial-
rechtliche Freiheitsbindungen zueinander stehen, ist nicht eindeutig und 
nicht ein für allemal definiert.  Wirtschaftliche und soziale Entwick-
lungen können sowohl ein Mehr an Marktwirtschaft  als auch ein Mehr 
an sozialem Gehalt erforderlich  machen. Die relative Unbestimmtheit 

2 Alfred  Müller-Armack,  A r t i ke l Soziale Marktwirtschaft ,  in : Handwörter-
buch der Sozialwissenschaften, Bd. 9, Stuttgart u. a. 1956, S. 390. 

3 Hans C. Nipperdey,  Soziale Marktwir tschaft  und Grundgesetz, 3. Aufl., 
Kö ln 1965. 

4 Vgl. z. B. Heinz  Lampert,  Die Wirtschafts- und Sozialordnung der Bun-
desrepublik Deutschland, 7. Aufl., München und Wien 1981, S. 92 ff. 

5 Alfred  Müller-Armack,  Wirtschaftsordnung und Wirtschaftspolit ik,  Stu-
dien und Konzepte zur Sozialen Marktwir tschaft  und zur europäischen Inte-
gration, Freiburg i. Br. 1966, S. 10. 

6 Vgl. zu diesem Problemkreis auch Reinhard  Blum,  A r t i ke l Mark tw i r t -
schaft, Soziale, in : HdWW, Bd. 5, Stuttgart u. a. 1980, S. 153 ff. 

7 Alfred  Müller-Armack,  Genealogie der Sozialen Marktwir tschaft ,  Bern 
und Stuttgart 1974, S. 151. 

48* 
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756 Heinz Lampert 

des Begriffes  erschwert die Deduktion einer arbeitsmarktpolitischen 
Konzeption, macht sie aber nicht unmöglich. 

2.2 Dogmengeschichtliche Perspektive der Thematik 

Bevor w i r uns selbst um die Ableitung einer ordnungskonformen 
arbeitsmarktpolitischen Konzeption bemühen, empfiehlt es sich, die 
Literatur ausgewählter ordo- bzw. neoliberaler Vertreter ordnungs-
politischen Denkens auf arbeitsmarktpolitische Konzeptionen hin durch-
zusehen. Leider ist eine solche Durchsicht nicht sehr ergiebig. 

Eucken8 fordert  in seinen „Grundsätzen der Wirtschaftspolitik" eine 
„menschenwürdige Gestaltung" des Arbeitsmarktes. Dafür erachtet er 
Arbeiterschutzmaßnahmen und ein Gleichgewicht zwischen den A r -
beitsmarktpartnern als erforderlich.  Gewerkschaften, denen Eucken 
große Verdienste bescheinigt, werden jedoch letztlich nur akzeptiert, 
wenn sie „Löhne durchsetzen, die den Wettbewerbslöhnen entsprechen" 
und dadurch zur Realisierung der Wettbewerbsordnimg beitragen. Sie 
werden zu „Machtkörpern, welche die Wettbewerbsordnung gefährden, 
wenn sie die Löhne darüber hinauszutreiben suchen oder die Beweg-
lichkeit der Arbeiter beeinträchtigen. Damit gefährden sie den Aufbau 
einer freien Ordnung, die ja auch sie wollen"9 . Andere Ausführungen 
zur Arbeitsmarktverfassung  und AMP in der Wettbewerbsordnung fin-
den sich nicht. Vielmehr versprach sich Eucken von der Freizügigkeit 
und beruflichen Beweglichkeit der Arbeit und der — m. E. utopischen — 
„Herstellung eines Zustandes, welcher der vollständigen Konkurrenz 
entspricht" sowie von Arbeitszeitbegrenzungen auch eine Abschwä-
chung des anomalen Verhaltens des Arbeitsangebotes10. Sollte sich das 
Arbeitsangebot dennoch „nachhaltig anomal verhalten", dann w i rd die 
Festsetzung von Minimallöhnen empfohlen. Im Falle von „Massenar-
beitslosigkeit", die nicht näher definiert  wird, w i rd eine Vollbeschäfti-
gungspolitik für unverzichtbar gehalten11. 

Die skizzierten Gedankengänge reichen nicht aus, um eine arbeits-
marktpolitische Konzeption Euckens zu begründen12. 

Eine vergleichbare Beurteilung der Gewerkschaften findet sich bei 
W. Röpke13. Sie werden von ihm als „stärkste und gefährlichste Bastion 

8 Walter  Eucken,  Grundsätze der Wirtschaftspolit ik,  Bern und Tübingen 
1952, S. 322 f. 

9 Ebenda, S. 323. 
1 0 Ebenda, S. 303 f. 
1 1 Ebenda, S. 141. 
1 2 Bei der Beurtei lung dieser Tatsache ist freil ich zu berücksichtigen, daß 

ein Großteil der arbeitsmarktpolit isch relevanten Ausführungen Euckens 
aufgrund nachgelassener Notizen von K . Paul  Hensel  formul iert  wurde. 
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sozia lwi r tschaf t l icher  Mach t " bezeichnet1 4 . E ine darüber hinausgehende 
Behand lung v o n arbe i tsmark tpo l i t i schen Grund f ragen  findet sich be i 
Röpke n icht . 

E twas umfangre ichere  arbe i tsmark tpo l i t i sche Vors te l l ungen findet 
m a n be i A l exande r Rüs tow 1 5 . Gesetzl ich festgelegte M indes t löhne h ä l t 
er f ü r ver feh l t .  S ta t t dessen schweben i h m „staat l iche Lohnzuschüsse 
be i k o n j u n k t u r e l l e r Un te rschre i tung der M indes t lohngrenze" vor . A r -
bei ts losenversicherung, A r b e i t s v e r m i t t l u n g , Beru fsbera tung  u n d M o -
b i l i t ä t sh i l f en m i t dem Z i e l der Fö rde rung op t ima le r A l l o k a t i o n der 
A r b e i t sowie eine ant izyk l ische Vergabe öffent l icher  A u f t r ä g e u n d 
öffentl iche  I n f r as t ruk tu r i nves t i t i onen  gehören f ü r i h n z u m arbe i ts -
mark tpo l i t i schen I n s t r u m e n t a r i u m . Vol lbeschäf t igung, d ie als Beschäf-
t igungsgrad v o n 100 °/o m inus eine Fr i k t ionsarbe i ts los igke i t u n d eine 
„Ab fa l l sa rbe i t s los igke i t " 1 6 v o n zusammen e twa 5°/o def in ier t  w i r d , 
h ä l t er als Dauerzustand „ n u r be i Vo l l soz ia l i s ie rung u n d P l a n w i r t -
schaft" erreichbar. 

Rud imen tä r , jedoch w i r k l i chke i t snäher , s ind d ie a rbe i t smark tpo l i -
t ischen Vors te l l ungen Mü l l e r -A rmacks . E r g laubt , „daß das gegen-
w ä r t i g e System unserer L o h n p o l i t i k m i t der A u t o n o m i e der Sozia l -
pa r tne r i m Rahmen der S M durchaus w e i t e r h i n f unk t i on i e ren k a n n " 1 7 

1 3 Nach seiner Meinung werden die Auftriebstendenzen der Lohnkosten 
außerordentlich verschärft  durch Gewerkschaften, „deren Macht mehr und 
mehr nur noch durch ihren Verantwortungssinn begrenzt zu sein scheint, 
während es den Regierungen und Zentralbanken wei t schwerer als früher 
geworden ist, dieser durch Überbeschäftigung ausgelösten und durch gewerk-
schaftliche Monopolmacht potenzierten Kosteninflation durch Geld- und Kred i t -
verknappung entgegenzuwirken". Wilhelm  Röpke,  Jenseits von Angebot und 
Nachfrage, 3. Aufl., Zürich und Stuttgart 1961, S. 294. 

14 Wilhelm  Röpke,  Fronten der Freiheit, Stuttgart 1965, S. 131: „Dafür 
bleibt diejenige Monopolstellung, die sich m i t unheimlicher Geschwindigkeit 
und aus sehr tiefen Ursachen heraus als die stärkste und gefährlichste Ba-
stion sozialwirtschaftlicher  Macht erhoben hat, vö l l ig unangetastet, wenn 
sie nicht ständig noch weiter an Stärke und Gefährlichkeit  zunimmt: die m i t 
allen Machtmitteln  des Monopols  arbeitende und vor offener  Erpressung 
nicht zurückschreckende Konzentrat ion des Angebots auf dem Arbeitsmarkte 
durch zentralistische  Gewerkschaften.  Dieses Monopol überragt alle anderen 
an Gefährlichkeit  durch seine alles durchdringenden Wirkungen, als deren 
verhängnisvollste der Inflationsdruck  unserer Zeit hervorzuheben ist. U m so 
ernster ist es, daß nur wenige es in dieser Natur und Bedeutung erkennen 
und selbst diese sich, wenn sie nicht f rei  und unabhängig sind oder den Mu t 
haben, die Konsequenzen freimütigen Bekennens der Wahrheit auf sich zu 
nehmen, hüten müssen, ihre Erkenntnis auszusprechen." 

15 Alexander  Rüstow,  Zwischen Kapital ismus und Kommunismus, in : 
Ordo, 1949, S. 100 ff.,  insbes. S. 119 f. und 136 f. 

1 6 Darunter versteht Rüstow „eine Ausscheidung von nicht mehr taugl i -
chen oder minderwert igen Arbeitskräften",  die aber noch als Arbeitssuchende 
auftreten. Der Terminus ist sicher nicht glücklich gewählt. 

17 Alfred  Müller-Armack,  Genealogie der Sozialen Marktwirtschaft ,  S. 157. 
I n einem früheren  Stadium vertrat Mül ler -Armack i n bezug auf das bi late-
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und hält die Durchführung  einer konjunkturpolitischen Beschäftigungs-
pol i t ik mi t dem Ziel, dem Arbeiter im Rahmen des Möglichen Sicher-
heit gegenüber Krisenschlägen zu geben, sowie den „Ausbau der Sozial-
versicherung" für wichtig18. Bemerkenswert ist, daß Müller-Armack 
soziale Kompensationen von marktwirtschaftlich  bedingten Anpassungs-
kosten für notwendig hält: „Schließlich steht nichts im Wege, dem Ein-
wand, daß die Marktwirtschaft  sozial große Härten durch die von ihr 
herbeigeführten  zwangsläufigen Umstellungen verursacht, durch ein 
System sozial ausgleichender Prämien zu begegnen, um marktwi r t -
schaftlich erwünschte Verschiebungen von Arbeitskräften  usw. zu er-
leichtern."19 

Andere Arbeiten programmatischen  Charakters zur Arbeitsmarkt-
pol i t ik im Sinne von Entwürfen arbeitsmarktpolitischer Konzeptionen 
von profilierten  Neoliberalen konnten nicht ausfindig gemacht werden20. 
Daher ist festzuhalten, daß bei den geistigen Begründern der Kon-
zeption der SM ein beachtliches Defizit an Arbeitsmarkttheorie und 
arbeitsmarktpolitischer Programmatik existiert. 

2.3 Ableitung einer ordnungskonformen Arbeitsmarktpolitik aus der 
Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft 

Wenngleich die SM als ein Lei tbi ld im Sinne eines Stilgedankens 
zu verstehen ist, als „ein Stil, in dem zu einem Gesamtsystem sehr 
verschiedene feste und variable Elemente zusammengefügt sind"21, als 

rale Arbeitsmarktmonopol eine andere Auffassung. 1948 schrieb er (Die 
Wirtschaftsordnungen,  sozial gesehen, in : Ordo, Bd. 1, 1948, S. 150f.): „Die 
Sozialpolit ik muß sich zuvor von den I r r tümern befreien, die ihren offen-
sichtlichen Mißerfolg bedingten. Dazu gehö r t . . . die Vorstel lung von sozialen 
Vorzügen einer universellen Preis-, Lohn- und Mietbindung, von den volks-
wirtschaftl ichen Vortei len bi lateraler Monopole von Arbeitgebern und Arbei t -
nehmern . . . es gi l t , diese unbrauchbaren Instrumente zu ersetzen." 

1 8 Ebenda, S. 99 f. 
19 Alfred  Müller-Armack , Die Wirtschaftsordnungen,  sozial gesehen, S. 153. 
2 0 I n zwei Arbei ten Gutmanns zur Wirtschaftsverfassung  der Bundesrepu-

b l i k Deutschland finden sich Begründungen für die Notwendigkeit einer 
besonderen Ordnung der Arbeitsmärkte, die systematischer und geschlosse-
ner sind als die Darstellungen bei Eucken und Mül ler-Armack, die jedoch — 
ähnlich wie eine einschlägige Arbei t Willgerodts — auch keine arbeitsmarkt-
politische Konzeption darstellen. Vgl. dazu Gernot  Gutmann, Hans-Joachim 
Hochstrate,  Rolf  Schlüter , Die Wirtschaftsverfassung  der Bundesrepublik 
Deutschland, Stuttgart 1964, S. 144 ff.;  Gernot  Gutmann, Werner  Klein , Spiro 
Parakewopoulos , Helmut  Winter , Die Wirtschaftsverfassung  der Bundes-
republ ik Deutschland, 2. Aufl., Stuttgart, New York 1979, S. 60 ff.;  Hans Will-
gerodt,  Die Kris is der sozialen Sicherheit und das Lohnproblem, in : Ordo, 
7. Band, 1955, S. 145 ff. 

21 Alfred  Müller-Armack , Der humane Gehalt der Sozialen Mark tw i r t -
schaft, in : Egon Tuchtfeldt (Hrsg.), Soziale Marktwir tschaft  i m Wandel, Frei-
burg 1973, S. 19. 
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„ein Programm für die Zukunf t " 2 2 und es sich folglich bei der SM nicht 
um eine ein für allemal festgefügte  wirtschaftspolitische Konzeption 
handelt, so lassen sich doch für die gegenwärtige Phase und die nächste 
Zukunft aus den „festen Elementen" die Elemente einer leitbildkon-
formen AMP ableiten (vgl. dazu auch die Darstellung der arbeits-
marktpolitisch relevanten Ziele und Instrumente in der folgenden 
Abbildung, die jedoch weder vollständig ist noch in allen Fällen eine 
Rangfolge der Ziele zum Ausdruck bringen soll). 

Die SM zielt im Vergleich zu früher  realisierten und gegenwärtig 
verwirkl ichten anderen ordnungspolitischen Leitbi ldern auf eine Syn-
these zwischen wirtschaftlicher  Freiheit als einem untrennbaren Teil 
der persönlichen und politischen Freiheit und den sozialstaatlichen 
Ideen der sozialen Sicherheit und der sozialen Gerechtigkeit23. Ent-
sprechend dieser Grundidee sollen die wirtschaftlichen Beziehungen 
und die wirtschaftlichen Akt iv i täten prinzipiell im Rahmen markt-
wirtschaftlicher,  d.h. wettbewerblich gestalteter Ordnungen durch die 
Wirtschaftssubjekte in ihrer Eigenschaft als Träger wirtschaftlichen 
Bedarfs und als Eigentümer von Gütern und von Faktorleistungen, 
als Anbieter und Nachfrager  von und nach Gütern und Dienstleistungen 
gesteuert werden, soweit durch eine solche marktwirtschaftliche  Steue-
rung soziale Ziele nicht verletzt werden und soweit im Falle einer Ver-
letzimg sozialer Ziele eine nachträgliche Korrektur sozial unerwünsch-
ter Marktergebnisse besser beurteilt w i rd als die Aufhebung markt-
wirtschaftlicher  Ordnungselemente. Die Märkte sollen so geordnet 
werden, daß sie von vornherein sozialen Zielen entsprechen, insbeson-
dere dem Ziel der sozialen Gerechtigkeit im Sinne der Gleichheit for-
maler Freiheit, der Gleichheit der Startbedingungen und im Sinne der 
Leistungsgerechtigkeit (durch offene  Märkte, Wettbewerbsfreiheit, 
leistungsorientiertes Wettbewerbsrecht und ein Leistungslohnsystem). 
Wo die Herstellung funktionsfähigen  Wettbewerbs ohne die Verletzung 
sozialer Ziele nicht möglich erscheint, soll Prozeßpolitik betrieben wer-
den24, notfalls, d.h. bei Nichtverfügbarkeit  oder bei Versagen marktkon-
former  Instrumente, ist auch der Einsatz nicht marktkonformer  Instru-
mente zulässig. 

22 Ders. y A r t i ke l Soziale Marktwirtschaft ,  S. 392. 
2 8 Vgl. zu wesentlichen inhalt l ichen Elementen des Leitbildes der SM Heinz 

Lantpert,  Die Wirtschafts- und Sozialordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land, S. 94 ff.  und Reinhard  Blum. 

2 4 Vgl. zur Ordnung verschiedener Märkte Gernot  Gutmann u. a., Die Wi r t -
schaftsverfassung  der Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl., sowie Heinz 
Lampert,  Die Wirtschafts- und Sozialordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land, und die in beiden Arbeiten zitierte Li teratur. 
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Uberprüft  man unter Berücksichtigung der wesentlich erscheinenden 
spezifischen Eigenheiten der Arbeitsmärkte 25 die eben skizzierten Ziel-
richtungen der SM, dann kommt man zu folgenden Ergebnissen. 

Gemäß dem Gewicht individualrechtlicher Freiheitsverbürgungen 
im Leitbi ld spielen folgende Freiheitsverbürgungen für die Ordnung 
der Arbeitsmärkte eine konstitutive Rolle: die Freiheit der Berufs-
und Arbeitsplatzwahl, die Freizügigkeit, die Wettbewerbsfreiheit  und 
die allgemeine Vertragsfreiheit.  Da jedoch auf Grund des hohen Grades 
der Unvollkommenheiten der Arbeitsmärkte und auf Grund der in der 
Mehrzahl der Fälle gegebenen Marktstrukturen 26 die Anbieter von 
Arbeitsleistungen gegenüber den Nachfragern  ohne ordnungspolitische 
Eingriffe  in die Marktform so stark unterlegen wären, daß sowohl die 
volle Nutzung der angeführten Freiheitsrechte als auch soziale Ziele 
gefährdet wären, insbesondere das Ziel leistungsgerechter Entlohnung 
und menschenwürdiger Arbeitsbedingungen, erfordert  das Leitbi ld 
folgende ordnungspolitische Vorkehrungen: 

1. Entweder wenigstens die staatliche Festsetzung von Mindest-
löhnen oder — was leitbildkonformer  ist — die Transformation 
des Arbeitsmarktes in die Form des zweiseitigen Monopols durch 
die Zulassimg von Arbeitnehmerorganisationen und durch die 
Übertragung der Lohnsetzungsbefugnis auf die Arbeitsmarkt-
parteien27. 

2. Die Festlegung von Mindestarbeitsbedingungen im Rahmen des 
Arbeitnehmerschutzes. Die Festsetzung dieser Normen muß sich 
der Gesetzgeber sowohl wegen der grundlegenden Bedeutung 
des Arbeitnehmerschutzes für die Sicherung von Grundrechten 
(freie Entfaltung der Persönlichkeit, Sicherung der Menschen-
würde) und wegen seiner Wirkungen auf die Freiheits- und Eigen-
tumsrechte einzelner vorbehalten. Auf die Ziele des Arbeitszeit-

2 5 Vgl. dazu Kurt  W.Rothschild,  Theoretische Grundlagen der Arbeits-
marktpol i t ik , in : Fel ix Butschek (Hrsg.), Die ökonomischen Aspekte der A r -
beitsmarktpol i t ik, Wien 1975, S. 11 ff.  sowie Heinz  Lantpert,  Sozialpolit ik, 
Ber l in u. a. 1980, Kapi te l Arbei tsmarktpol i t ik , S. 284 ff. 

2 6 Vgl. dazu Gerhard  Kleinhenz,  Verfassung und Struktur der Arbeits-
märkte i n marktwirtschaft l ichen  Systemen, in : Heinz Lampert (Hrsg.), A r -
beitsmarktpol i t ik, Stuttgart, New York 1979, S. 8 ff. 

2 7 Die Tarifautonomie ist — annähernd gleichstarke Arbeitsmarktorgani-
sationen vorausgesetzt — einer staatlichen Festlegung von Mindestlöhnen 
und sonstigen Arbeitsbedingungen überlegen, we i l sie erstens dem für die 
SM geltenden Subsidiaritätsprinzip entspricht, zweitens die sozialpartner-
schaftliche Lohnpol i t ik nicht nur Min imumlohnpol i t ik ist, sondern nahezu 
alle Arbeitseinkommen erfaßt,  drittens auch Lohnstrukturpol i t ik sein kann 
und viertens den Gewerkschaften und damit den Arbeitnehmern die größte 
Chance einräumt, die Arbeitseinkommen unter den gegebenen ökonomischen 
Bedingungen an die mögliche Obergrenze zu drücken. 
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schutzes, des Betriebsschutzes, des Bestandsschutzes des Arbeits-
verhältnisses und des Lohnschutzes ist hier nicht weiter einzu-
gehen28. 

Für die Ableitung und Begründung einer leitbildadäquaten arbeits-
marktpolitischen Konzeption spielt ein in der einschlägigen Literatur 
vernachlässigtes spezifisches Problem der Arbeitsmärkte eine zentrale 
Rolle, nämlich die unauflösbare Gebundenheit der Arbeitsleistung an 
die Person ihres Trägers 29 in Verbindimg mi t der marktwirtschaft-
lichen Arbeitsverfassung 30. In dieser Arbeitsverfassung  ist das w i r t -
schaftliche Schicksal und das Arbeitsleben der Arbeitnehmer weit-
gehend durch marktabhängige, an ökonomischen Kri ter ien orientierte 
Arbeitgeberentscheidungen bestimmt. So gesehen ist es eine unzu-
treffende  Beurteilung der Realität, wenn nicht selten, vor allem im 
Zusammenhang mi t Diskussionen um die Mitbestimmung, behauptet 
wird, der Arbeitnehmer trage — verglichen mi t dem Kapitalgeber — 
kein Risiko und sei infolgedessen nicht zu Mitverantwortung und Mi t -
bestimmung legit imiert31. Durch die Markt - bzw. Arbeitgeberabhängig-
keit können elementare Arbeitnehmerinteressen — das Interesse an 
einem sicheren Arbeitsplatz, an Gewährleistung der Menschenwürde, 
an einer Entfaltung der Persönlichkeit durch Arbeit — gefährdet 
werden32. Auf Grund dieses Sachverhaltes sind neben den bereits er-
wähnten ordnungspolitischen Vorkehrungen, nämlich der Zulassung 
von Gewerkschaften, erforderlich: 

3. eine sozial orientierte Ausgestaltung der Betriebsverfassung und 
eine zieladäquate Ausgestaltung der Unternehmensverfassung, 
für die Müller-Armack frühzeitig (1948,1950) eingetreten ist33. 

2 8 Vgl. dazu Helmut  Winterstein,  Arbeitszeitschutz I : Arbeitsschutzpolit ik, 
in : HdWW, Band 1, Stuttgart u. a. 1977, S. 300 ff. 

2 9 Vgl. dazu Oswald  von Nell-Breuning,  Kapital ismus — kri t isch betrach-
tet, Freiburg i. Br. 1974, S. 119 sowie Kurt  W.  Rothschild,  Theoretische Grund-
lagen der Arbei tsmarktpol i t ik , S. 16 f. 

3 0 Vgl. dazu insbes. Götz  Briefs,  Die Grundlagen des proletarischen Ver-
hältnisses in der Wirtschafts- und Gesellschaftsverfassung  des Kapital ismus, 
sowie Gerhard  Kleinhenz,  Verfassung und Struktur der Arbeitsmärkte in 
marktwirtschaft l ichen  Systemen, beide in : Heinz Lampert (Hrsg.), Arbeits-
marktpol i t ik . 

3 1 Vgl. zu diesem Problemkreis auch die Darstel lung von Problemen der 
Unternehmensverfassung  bei Götz  Briefs,  Das gewerbliche Proletariat, Grund-
riß der Sozialökonomik, I X . Abt., Tübingen 1926, S. 145 - 149 und Oswald  von 
Nell-Breuning,  Mitbestimmung, 4. Aufl., Frankfur t /Main 1968, S. 54 f. und 
S.137. 

3 2 Vgl. dazu die in Fußnote 29 zit ierte Li teratur. 
33 Alfred  Müller-Armack,  Genealogie der Sozialen Marktwirtschaft ,  S. 99. 

Er fordert  dort die „Schaffung  einer sozialen Betriebsordnung, die den A r -
beitnehmer als Mensch und Mitarbeiter wertet, i hm ein soziales Mitgestal-
tungsrecht einräumt, ohne dabei die betriebliche In i t ia t ive und Verantwor-
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Die bisher abgeleiteten drei ordnungspolitischen Akte lassen sich als 
grundlegende  leitbildkonforme Elemente der AMP bezeichnen. 

Da für die Möglichkeit der faktischen Nutzung freiheitlicher  Ver-
bürgungen wie das Recht der freien Arbeitsplatz- und Berufswahl, 
der Freizügigkeit und der Arbeitsvertragsfreiheit  ebenso wie für die 
faktischen Arbeitsbedingungen und schließlich für die soziale Qualität 
der AMP der volkswirtschaftliche Beschäftigungsgrad entscheidende 
Bedeutung hat, ergibt sich als prozeßpolitische Bedingung einer leit-
bildkonformen AMP 

4. eine Poli t ik der Herstellung und Sicherung eines hohen gesamt-
wirtschaftlichen Beschäftigungsgrades bei prinzipiell gleich-
starker Gewichtung des Zieles der Preisniveaustabilität. 

Für die Normsetzungsbefugnis der Tarifvertragsparteien  und für die 
Ausgestaltung der Arbeitnehmerschutzrechte lassen sich zwei Orientie-
rungsmaßstäbe ausmachen: einerseits das Ziel optimaler Faktoralloka-
tion und andererseits soziale Ziele. Dem Ziel angemessenen und stetigen 
Wirtschaftswachstums und der Notwendigkeit der Sicherung ökono-
mischer Effizienz  des Wirtschaftssystems entsprechend ist ein Subziel 
des Leitbildes die optimale Faktorallokation durch den Wettbewerb 
der Arbeitskräfte  um die Arbeitsplätze und durch den Wettbewerb der 
Arbeitgeber um die Arbeitskräfte  sowie durch berufliche und regionale 
Mobil i tät der Arbeitskräfte.  Diese Faktorallokation soll nicht bzw. 
möglichst wenig beeinträchtigt werden. 

Aus dem Grundsatz, die Problematik ökonomischer Knappheit primär 
mi t Hilfe marktwirtschaftlicher  Lenkungs- und Steuerungsinstru-
mente zu lösen, ergibt sich zum einen die Notwendigkeit einer flexiblen 
Lohnstruktur, die an die sich über Marktentwicklungen äußernden 
Bedürfnisse angepaßt werden kann. Für die Pol i t ik der Tarifvertrags-
parteien ergibt sich daraus die Notwendigkeit des Verzichts auf eine 
Vertragspolitik, die das Verhältnis zwischen den gesamten Arbeits-
kosten und der Arbeitsproduktivität für bestimmte Arbeitnehmer-
kategorien (z.B. Frauen oder ältere Arbeinehmer) wirtschaftlich ge-
sehen ungünstiger gestaltet als für andere konkurrierende Arbeitneh-
mergruppen 34. Zum andern folgt aus dem Grundsatz marktwirtschaft-

tung des Unternehmers einzuengen". Vgl. auch ebenda, S. 111 ff.  den A b -
schnitt „ I I . Die Aufgabe des Betriebes in der industriel len Gesellschaft". 

3 4 Vgl. zu den Problemen einer gruppenspezifischen Lohnpol i t ik Ruediger 
Soltwedel,  Dean Spinanger,  Beschäftigungsprobleme in Industriestaaten, 
Nürnberg 1976. Eine produktivitätsbezogene Lohnstrukturpol i t ik bedeutet 
keinen Verzicht auf Hi l fe für Problemgruppen des Arbeitsmarktes durch 
Lohnkostensubventionen zum Ausgleich vergleichsweise niedrigerer Arbeits-
produkt iv i tät leistungsschwacher Gruppen. Eine A M P wäre jedoch ver-
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l ieber S teuerung der A rbe i t sk rä f t e  i n V e r b i n d u n g m i t der U n v o l l k o m -
menhe i t der A r b e i t s m ä r k t e — vo r a l l em i n bezug au f die M a r k t t r a n s -
parenz u n d die regionale M a r k t s p a l t u n g — auch die N o t w e n d i g k e i t 
e iner I ns t i t u t i ona l i s i e rung der A r b e i t s m ä r k t e durch E in r i ch tungen der 
Beru fs - u n d der A rbe i t sbe ra tung sowie der A r b e i t s v e r m i t t l u n g . Diese 
Ins t i t u t i ona l i s i e rung d ien t g le ichzei t ig der E r h ö h u n g der sozialen 
Sicherhei t u n d Gerecht igke i t . 

D ie Z ie le der sozialen Gerecht igke i t u n d der sozialen S tab i l i t ä t s ind 
es auch, d ie der P o l i t i k op t ima le r Fak to ra l l oka t i on durch die Anpas -
sung des Fak to rs A r b e i t an ökonomische No twend igke i t en u n d Ä n d e -
rungen Grenzen setzen. E ine ökonomisch op t ima le Fak to ra l l oka t i on 
ve r l ang t räuml i che u n d beruf l iche M o b i l i t ä t der A rbe i t sk rä f te .  I n 
diesem Zusammenhang s te l l t sich n ich t n u r d ie Frage, w e r d ie te i lweise 
hohen w i r tscha f t l i chen Kos ten der M o b i l i t ä t t ragen sol l3 5 , sondern ob 
u n d i n w i e w e i t mob i l e A r b e i t n e h m e r u n d ih re Angehör igen f ü r d ie vo r 
a l l em m i t reg ionaler M o b i l i t ä t ve rbundenen sozialen u n d psychischen 
Be las tungen 3 6 entschädigt w e r d e n sol len3 7 . D ie grundsätz l iche Frage 

fehlt, wenn sie die durch die Lohnpol i t ik der Tarifvertragsparteien  oder 
durch bestimmte staatliche Maßnahmen des Arbeitnehmerschutzes i m Ver-
gleich zu anderen Arbeitnehmergruppen zu teuer gewordenen Arbeitnehmer-
kategorien durch Lohnkostensubventionen wieder b i l l iger und damit kon-
kurrenzfähig  machen würde. 

3 5 Bekanntl ich w i r d in der Bundesrepublik ein Tei l der monetären Mobi-
litätskosten für bestimmte hochqualifizierte Arbeitskräfte  von Arbeitgebern, 
für die Arbeitnehmer allgemein von der Bundesanstalt für Arbei t i m Rahmen 
des A F G übernommen. 

3 8 Die sozialen und psychischen Belastungen von Wanderungen für die 
wandernden Famil ienmitgl ieder ergeben sich aus dem Verlust eines vor-
handenen und funktionierenden Gefüges sozialer Beziehungen und der Not-
wendigkeit, i n fremder  Umgebung Anerkennung und soziale Kontakte und 
erneut beruflich bzw. i n der Schule Anschluß zu finden. Die Anpassungs-
schwierigkeiten dürften u m so größer sein, je geringer der Bildungsgrad ist. 
Vgl. zu diesen Problemen auch Kurt  W.  Rothschild , S. 21: „Der Mobi l i täts-
aspekt der akt iven Arbei tsmarktpol i t ik sollte aber nicht ausschließlich unter 
technokratischen' Gesichtspunkten gesehen werden. Es geht nicht ausschließ-
l ich darum, die ,ineffiziente'  A l lokat ion der Arbeitskräfte  zu beseitigen und 
die Arbeitgeber gemäß den Bedürfnissen ,der Wirtschaft '  umzuverteilen. 
Denn w i r haben es ja hier nicht m i t Waren, sondern m i t Menschen und ihren 
Bedürfnissen und Präferenzen  zu tun. Umschulungen und Übersiedlungen 
können starke emotionale Belastungen bedeuten, die in Rechnung gestellt 
werden sollten. Eine humane Arbei tsmarktpol i t ik kann sich daher nicht 
einfach als Ersatz für einen versagenden Marktmechanismus verstehen, son-
dern w i r d bei ihren Maßnahmen die Bedürfnisse der Arbei ter ebenso zu be-
rücksichtigen haben wie jene ,der Wirtschaft'."  Vgl. ferner:  Hans Joachim 
Harloff,  Der Einfluß psychischer Faktoren auf die Mobi l i tät der Arbeit , 
Ber l in 1970. 

3 7 Solche Anreize und Kompensationszahlungen wären in Zeiten stärkerer 
Unterbeschäftigung zwar nicht unbedingt erforderlich,  we i l dann der ökono-
mische Druck auf die Lebenslage die Arbeitnehmer bei relat iv niedriger A r -
beitslosenunterstützung oder nach Erlöschen der Ansprüche auf Unterstüt-
zung zu Anpassungen zwingen würde. Eine Wirtschaftsordnung jedoch, die 
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lautet, welche Erwartungen die Gesellschaft gegenüber Arbeitnehmern 
in bezug insbesondere auf die regionale Mobil i tät haben darf  und in-
wieweit sie sich berechtigt glaubt, fehlender Mobilitätsbereitschaft 
Sanktionen folgen zu lassen38. In gleicher Weise besteht die Aufgabe, 
jene Grenzen zu definieren, bis zu denen die Gesellschaft den Arbeit-
nehmern eine negative berufliche Mobil ität, sprich: berufliche Dequali-
fikation, glaubt zumuten zu können39. 

In einem Grundsatzreferat  w i rd man den Versuch der Beantwortung 
derartiger Fragen nicht erwarten. Es sei jedoch betont, daß führende 
Neoliberale bei aller Bedeutung, die sie der ökonomischen Effizienz 
beimessen, soziale Stabilität und die Verwirkl ichung humanitärer 
Werte besonders herausstellen40. 

Soziale Ziele spielen auch noch aus zwei weiteren Gründen in einem 
eingeschränkten Sinne eine Rolle für eine leitbildkonforme AMP: 
Erstens nämlich genügt die Sicherung formaler  Startgleichheit auf den 
Arbeitsmärkten nicht, um soziale Gerechtigkeit zu gewährleisten, wenn 
Menschen mi t körperlichen, geistigen oder psychischen Schwächen be-
lastet sind, die sie aus eigener Kraf t  nicht überwinden können. Problem-
gruppenangehörige bedürfen daher besonderer arbeitsmarktpolitischer 
Aufmerksamkeit 41. Zum zweiten kann Vollbeschäftigung nicht in allen 
Fällen gesichert werden. Selbst bei sehr hohem Beschäftigungsgrad 
besteht friktioneile Arbeitslosigkeit. Daher gehört entsprechend den 
Zielen sozialer Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit zu einer der SM 
adäquaten arbeitsmarktpolitischen Konzeption die Zahlung von A r -
beitslosenunterstützung. Sie ist darüber hinaus jedoch auch Instrument 
zur Förderung optimaler Faktorallokation, wei l sie mobilitätsbereiten, 

i n Anspruch n immt, sich mehr als andere an sozialen Zielen zu orientieren, 
w i r d die Erwartungen an die berufliche und regionale Mobilitätsbereitschaft 
der Arbeitnehmer nicht i n erster L in ie von ökonomischen Erfordernissen  her 
art ikul ieren dürfen. 

38 Bernhard  Gahlen  weist i n seinem Beitrag „St rukturpo l i t ik und Soziale 
Marktwir tschaft"  i n diesem Band, S. 859 f., darauf hin, daß m i t zunehmenden 
Wohlstand die Kosten des Strukturwandels immer weniger akzeptiert wer-
den und der Protest Einzelner gegen die Anpassungskosten auf der Mik ro-
ebene rat ional sei. Er meint m. E. zutreffend,  daß es besser sei, den mark t -
wirtschaftl ichen Anpassungsprozeß durch Strukturpol i t ik zu sichern statt 
auf radikale marktwirtschaft l iche  Lösungen zu setzen. 

3 9 Vgl. zu diesem Problemkreis Hans-Joachim  Merk,  Sozialpolitische Ana-
lyse betrieblicher Dequalif ikation — Ein Beitrag zur Begründung eines „neuen 
sozialen Risikos", Diss., Augsburg 1980. 

4 0 Vgl. dazu etwa Wilhelm  Röpke,  Jenseits von Angebot und Nachfrage, 
S. 30, S. 54 f., S. 60, S. 146, S. 172, S. 186, der immer wieder auf die Notwendig-
keit stabiler sozialer Verhältnisse, auf die Bedeutung der Famil ie und „ech-
ter" Gemeinschaften verweist. 

4 1 Vgl. dazu Heinz-Dieter  Hardes,  Problemgruppen der Arbei tsmarkt-
pol i t ik, in: Heinz Lampert (Hrsg.), Arbei tsmarktpol i t ik , S. 69 ff. 
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aber auch freigesetzten Arbeitnehmern Suchzeiten für neue Arbeits-
plätze ohne Existenzgefährdimg sichert. 

M i t dieser Darstellung zeichnet sich eine leitbildkonforme arbeits-
marktpolitische Konzeption mi t hinreichender Klarheit ab. Sie läßt sich 
wie folgt zusammenfassen. 

Ausgehend 

1. von dem Grundanliegen Sozialer Marktwirtschaft,  eine Synthese 
zwischen wirtschaftlicher  Freiheit und marktwirtschaftlicher 
Überwindung der Knappheit einerseits und sozialen Zielen 
andererseits herzustellen, 

2. von den obersten Zielen der Wohlfahrtsmaximierung  bei Siche-
rung persönlicher materialer Freiheit und einem jeweils hohen 
Grad an sozialer Sicherheit, sozialer Gerechtigkeit und sozialem 
Frieden und 

3. von charakteristischen Eigenschaften der Arbeitsmärkte in bezug 
auf Marktform und Marktverfassung 

lassen sich als wesentliche Bestandteile einer der Gesamtordnung adä-
quaten arbeitmarktpolitischen Konzeption die folgenden sechs Elemente 
ableiten: 

1. die Sicherung grundlegender Freiheitsrechte wie Freiheit der 
Berufs- und Arbeitsplatzwahl, der Freizügigkeit, der Freiheit des 
Wettbewerbs der Arbeitskräfte  um Arbeitsplätze und der Arbeit-
geber um Arbeitskräfte,  der Freiheit der Individuen zum Ab-
schluß von Arbeitsverträgen auf der Grundlage 

a) kollektiver, durch etwa gleichstarke Arbeitsmarktorganisa-
tionen auf der Basis der Tarifautonomie geschlossener Arbeits-
verträge 42, 

b) staatlich gesetzter Arbeitnehmerschutzrechte, 

wobei die kollektiven Arbeitsverträge und das Arbeitnehmer-
schutzrecht die optimale Faktorallokation, die durch eine leistungs-
gerechte Lohnstruktur und durch Mobil i tät der Arbeitskräfte 
bewirkt werden soll, möglichst wenig beeinträchtigen sollen; 

2. die Institutionalisierung der Arbeitsmärkte im Sinne der Schaf-
fung von Einrichtungen zur Minimierung und Überwindung von 
Arbeitsmarktunvollkommenheiten, d.h. zur Sicherung des A r -

4 2 Daß zur Tarifautonomie die Möglichkeit des Arbeitskampfes gehört, 
wenn die Tarifautonomie funktionsfähig  sein soll, sei nur angemerkt. Vgl. 
dazu Heinz  Lantpert,  Sozialpolit ik, S. 295 ff.,  insbes. S. 308 ff.  und die dort 
angegebene Li teratur. 
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beitsmarktausgleichs durch Berufs- und Arbeitsberatung, Arbeits-
vermitt lung sowie Förderung der beruflichen und regionalen 
Mobil i tät; 

3. eine zieladäquate Ausgestaltung der Betriebs- und Unternehmens-
verfassung; 

4. das zentrale Ziel einer am Leitbi ld der SM orientierten AMP, 
nämlich das Ziel, für alle Arbeitsfähigen und Arbeitswil l igen eine 
ununterbrochene, den individuellen Neigungen und Fähigkeiten 
entsprechende Beschäftigung zu bestmöglichen Bedingungen, ins-
besondere in bezug auf das Arbeitsentgelt und die Arbeitszeit, zu 
sichern, macht als Unterziele erforderlich: 

a) die Herstellung und Erhaltung der Vollbeschäftigung mi t 
Hilfe systemkonformer,  d. h. im wesentlichen global wirkender 
Instrumente der Geld- und Fiskalpolit ik; 

b) die Integration wirtschaftlich und sozial in besonderer Weise 
im Wettbewerb um Arbeitsplätze benachteiligter Personen, 
insbesondere behinderter, gesundheitlich beeinträchtigter und 
älterer Personen; 

5. eine Sicherung der Existenz unverschuldet arbeitslos gewordener, 
arbeitswilliger und arbeitsfähiger  Personen durch die Zahlung 
von Lohnersatz; 

6. die eingesetzten Instrumente der AMP sollen — abgesehen von 
ihrer Zielkonformität — marktkonform sein, d. h. die Funktions-
fähigkeit der Arbeitsmärkte nicht bzw. möglichst wenig beein-
trächtigen. 

Nach dieser Ableitung einer dem Leitbi ld der SM entsprechenden 
arbeitsmarktpolitischen Konzeption soll nunmehr die in der Bundes-
republik betriebene AMP unter ordnungspolitischen Aspekten ana-
lysiert werden. 

3. Ordnungstheoretische Analyse der Arbeitsmarktpolitik 
in der Bundesrepublik Deutschland 

3.1 Vorbemerkung 

Angesichts des festgestellten beachtlichen Defizits an arbeitsmarkt-
politisch relevanter Ordnungstheorie bei ordo- und neoliberalen Au-
toren ist es erstaunlich, daß — wie sich zeigen läßt — der Gesetzgeber 
in der Bundesrepublik ein arbeitsmarktpolitisches Konzept entwickelt 
und durchgesetzt hat, das in seinen Grundelementen und Grundzügen 
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in hohem Maße dem Leitbi ld einer SM konform erscheint. Inwieweit 
dies ein Verdienst Ludwig Erhards, seiner Berater, der führenden 
Arbeitsmarktpolit iker der Parteien oder/und führender  Funktionäre 
der Arbeitnehmer- und der Arbeitgebervereinigungen ist, bedürfte 
einer eigenen Untersuchung. 

3.2 Überprüfung der Leitbildkonformität der Arbeitsmarktpolitik 
in der Bundesrepublik 

Die AMP in der Bundesrepublik hat ihre wesentliche gesetzliche 
Grundlage im Grundgesetz, im Tarifvertragsgesetz,  im Arbeitsförde-
rungsgesetz (Vorläufer  war bis 1969 das „Gesetz über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung" — AVAVG) und im Gesetz zur 
Förderung von Wachstum und Stabilität der Wirtschaft  aus dem 
Jahre 1967. Befragt man diese Gesetze hinsichtlich der Leitbildkonfor-
mität ihrer arbeitsmarktpolitischen Normen, dann stellt man einen sehr 
hohen Grad an Konformität fest. 

Die in der Zusammenfassung des Abschnitts 2.3 aufgeführten  indi-
viduellen  Freiheitsverbürgungen  sind in den Ar t ike ln 2 (freie Entfal-
tung der Persönlichkeit einschließlich der Wettbewerbsfreiheit),  A r t i -
kel 12 (Garantie der freien Wahl des Berufes, des Arbeitsplatzes und 
der Ausbildungsstätte) und Ar t ike l 11 (Freizügigkeit) des Grundgeset-
zes (GG) verankert. 

Ar t ike l 9 GG gewährleistet in Verbindung mi t dem Tarifvertrags-
gesetz und dem Gesetz über die Festlegung von Mindestarbeitsbedin-
gungen das Recht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, sich zu or-
ganisieren und auf der Grundlage der Tarifautonomie kollektive Ar -
beitsverträge abzuschließen. Diese Transformation  der  Arbeitsmärkte 
in die Form des zweiseitigen Monopols mi t Marktoffenheit,  die u. a. 
durch das Gleichbehandlungsgebot des Ar t ike l 3 GG, die negative 
Koalitionsfreiheit  des Ar t ike l 9 GG, durch Ar t ike l 33, Abs.V GG und 
durch §20 AFG rechtlich gesichert ist, w i rd durch die Institutionali-
sierung  der  Arbeitsmärkte  im Rahmen des AFG ergänzt: die Arbeits-
ämter haben die Aufgabe, Arbeitsmarktunvollkommenheiten durch 
Beratung, Information und Arbeitsvermitt lung abzubauen und die 
Herstellung bzw. Sicherung des Gleichgewichts auf einzelnen Arbeits-
märkten zu fördern.  Dabei spielen neben den Maßnahmen der Förde-
rung der beruflichen Mobil i tät (§§ 40 - 49 AFG) und der räumlichen 
Mobil i tät (§ 53 AFG) sowie den Maßnahmen zur Verhütung von A r -
beitslosigkeit durch Kurzarbeitergeld (§§63 ff.  AFG) und die Förde-
rung der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft  (§§ 74 ff. 
AFG), sozial ausgerichtete  Maßnahmen wie Beihilfen an Arbeitgeber 
für die Beschäftigung Problemgruppenangehöriger  (§ 54 AFG), Berufs-
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förderungsleistungen  für Behinderte (§§56 ff.  AFG), Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen für ältere Arbeitnehmer (§ 97 AFG) und die Förde-
rung des Betriebsausbaues zur Beschäftigimg älterer Arbeitnehmer 
(§ 98 AFG) eine besondere Rolle. 

Ein hochentwickeltes Arbeitnehmerschutzrecht schützt durch A r -
beitszeitbegrenzungen, Maßnahmen des Gefahrenschutzes, des Lohn-
schutzes und nicht zuletzt durch den Schutz des Arbeitsverhältnisses 
grundlegende Arbeitnehmerrechte. 

Das oben als leitbildkonform herausgestellte Ziel der Vollbeschäfti-
gung ist in § 1 des Gesetzes zur Förderung von Wachstum und Stabi-
l i tät der Wirtschaft  aus dem Jahre 1967 sowie in § 1 des AFG veran-
kert. Dabei verhindert die prinzipielle Gleichrangigkeit der Ziele Preis-
niveaustabilität, angemessenes und stetiges Wachstum und außenwirt-
schaftliches Gleichgewicht eine Vollbeschäftigungspolitik „um jeden 
Preis". Die Hauptlast für die Erreichimg der Vollbeschäftigung hat nicht 
die AMP, sondern die allgemeine Wirtschaftspolitik,  insbesondere die 
Beschäftigungspolitik, zu tragen. Die AMP kann aber die Beschäfti-
gungspolitik in zweifacher Weise ergänzen. Einmal durch ihre Kon-
zentration auf die Bekämpfung strukturel l verursachter Arbeitslosigkeit 
mi t den Mi t te ln der Förderung der räumlichen und der beruf-
lichen Mobil i tät, zum anderen durch die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit von Gesellschaftsmitgliedern mi t reduzierten Chancen im Wett-
bewerb, wie vor allem Behinderte und ältere Arbeitnehmer sie dar-
stellen. 

Daß die AMP in der Bundesrepublik auch im ungünstigsten Fal l 
wenigstens das Existenzminimum unverschuldet arbeitslos gewordener 
arbeitswilliger Personen sichert, ist nur der Vollständigkeit halber 
zu erwähnen. 

Man w i rd über die Zielkonformität des Einsatzes einzelner arbeits-
marktpolitischer Instrumente, z. B. der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
und bestimmter Lohnsubventionen verschiedener Auffassung  sein 
können: Alles in allem jedoch sind die im AFG enthaltenen Instru-
mente als ziel- und systemkonform zu bezeichnen. 

Damit kann man der arbeitsmarktpolitischen Konzeption der Bundes-
republik einen sehr hohen Grad an Konformität mi t dem Lei tb i ld der 
SM bescheinigen. I n bezug auf zwei Regelungen jedoch erscheint die 
Leitbildkonformität fragwürdig:  nämlich hinsichtlich der Finanzierung 
der Leistungen und hinsichtlich der Organisation der Arbeitslosen-
versicherung. 

Bei der Beurteilung der Finanzierung  der  Leistungen  der Arbeits-
verwaltung ist davon auszugehen, daß die Mi t te l der Bundesanstalt 
durch Beiträge der versicherungspflichtigen  Arbeitnehmer und ihrer 

49 Schri f ten d. Vere ins f. Socia lpol i t ik 116 
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Arbeitgeber aufzubringen sind (§ 167 AFG). Der Bund hat der Bundes-
anstalt die Ausgaben für die Arbeitslosenhilfe zu erstatten (§ 188 AFG) 
und ihr die Mi t te l für die Finanzierung der Arbeitslosenunterstützung 
durch Darlehen bzw. Zuschüsse dann zur Verfügung zu stellen, wenn 
der Bedarf  der Bundesanstalt nicht aus den Einnahmen und aus der 
Rücklage gedeckt werden kann (§ 187 AFG). Die Finanzierung der 
Arbeitslosigkeit im „Normalfal l"  jedoch, d. h. bei vergleichsweise 
niedrigen Arbeitslosenraten, und die Finanzierung aller sonstigen Auf-
gaben der Bundesanstalt wie Arbeits- und Berufsberatung,  Arbeits-
vermitt lung, Förderung der beruflichen Bildung, Maßnahmen zur 
Unterbringung schwer zu vermittelnder Personen, erfolgt  durch die 
versicherungspflichtigen  Arbeitnehmer und durch Arbeitgeberbei-
träge. Angesichts der Tatsache, daß die optimale Al lokat ion des Faktors 
Arbeit sowie die Vermeidung und Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
nicht nur im Interesse derjenigen liegt, die darauf angewiesen sind, 
ihre Leistungen auf den Arbeitsmärkten anzubieten und die ein A r -
beitsplatzrisiko tragen, sondern im Interesse der Gesamtgesellschaft, 
und angesichts der Tatsache, daß die Dienste der Arbeitsverwaltung, 
insbesondere ihre Beratungs-, Informations- und Vermittlungsdienste 
auch nicht versicherungspflichtige  Gesellschaftsmitglieder unentgelt-
lich beanspruchen können, widerspricht diese Finanzierung dem Grund-
satz sozialer Gerechtigkeit43. 

Problematisch muß unter ordnungspolitischen Aspekten auch die 
Organisation  der  Arbeitslosenversicherung  erscheinen. Die derzeitigen 
organisatorischen Regelungen zur Verhütung und Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit integrieren weder die Arbeitgeber noch die Gewerk-
schaften ausreichend in die Problemlösungsversuche44. Abgesehen von 
der Bauwirtschaft,  für die Sonderregelungen gelten, zahlen alle A r -
beitgeber, die versicherungspflichtige  Arbeitnehmer beschäftigen, den-
selben Betrag an die Arbeitslosenversicherung wie ihre Arbeitnehmer. 
Da sie 50 % jener Prämien zahlen, auf Grund deren die Arbeitnehmer 
im Falle der Arbeitslosigkeit Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung, 
Arbeitslosenhilfe,  Beratungs- und Vermittlungsdienste der Arbeits-
verwaltung sowie auf die unentgeltliche und einkommenssubventio-
nierte Teilnahme an Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen haben, 

4 3 Diese Auffassung  w i r d auch von den Gewerkschaften und den Arbei t -
gebervereinigungen vertreten. Die Bundesregierung jedoch ist anderer Au f -
fassung. Vgl. dazu Arbeitsförderungsbericht,  Bundestagsdrucksache 7/403. 
Vgl. ferner  Bruno  Molitor , Das Risiko ,Arbeitslosigkeit4 i n der Reform der 
sozialen Sicherung, in : Sozialer Fortschritt 1971, S. 87 ff.,  insbes. S. 91. 

4 4 Vgl. dazu auch Jürgen  Kühl , Arbei tsmarktpol i t ik bei mit tel fr ist igen 
Ausbildungs- und Arbeitsplatzdefiziten,  in : Har tmut Seifert,  Diethard B. 
Simmert (Hrsg.), Arbei tsmarktpol i t ik i n der Krise, K ö l n 1977, S. 84 ff.  und 
Otmar  Issing,  Macht, Freiheit und wirtschaftl iche Sicherheit, in : Ordo, 1979, 
S. 151 ff.,  insbes. S. 156. 
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können die Arbeitgeber den Eindruck haben, das, was die Öffentlich-
keit und die betroffenen  Arbeitnehmer von ihnen bei Eintr i t t von 
Arbeitslosigkeit erwarten dürfen, bereits geleistet zu haben. Durch die 
Zahlung von Risikoprämien an eine unübersehbar große Risikoge-
meinschaft können sie das Gefühl haben, sich von ihrer beschäftigungs-
politischen Verantwortimg „freigekauft"  zu haben. Diese Einstellung 
kann dadurch verstärkt werden, daß die Arbeitgeber mi t den Problemen 
der „Verwaltung", der Bekämpfung und der Beseitigung der Arbeits-
losigkeit bei der derzeitigen Organisation der Arbeitsverwaltung nur 
sehr indirekt zu tun haben: nämlich dadurch, daß in den Verwaltungs-
ausschüssen der Arbeitsämter auch einige Arbeitgeberrepräsentanten 
vertreten sind. Sowohl der marktwirtschaftlichen  wie auch der sozialen 
Komponente der SM würde es eher entsprechen, nach einer Institution 
zur Vermeidung und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu suchen, die 
der Unternehmerschaft  ein stärkeres Engagement ermöglicht. Der 
marktwirtschaftlichen  Komponente unserer Wirtschaftsordnung würde 
dies entsprechen, wei l ein stärkeres unmittelbares und engagiertes In-
teresse der Unternehmer es erlauben würde, den Einfallsreichtum, die 
Findigkeit und die zielorientierte Akt iv i tä t der Unternehmer auch für 
die Lösung dieser Probleme zu nutzen; der sozialen Komponente der 
SM käme eine stärkere Einbindung der Arbeitgeber in die Lösung der 
mi t der Arbeitslosigkeit verbundenen Probleme entgegen, wei l Arbeits-
losigkeit eben nicht nur ein individuelles, sondern ein soziales, tei l-
weise auch durch unternehmerische Fehlentscheidungen verursachtes 
Risiko ist. 

In vergleichbarer Weise ist die beschäftigungspolitische Verantwor-
tung der Gewerkschaften, die sie als Tarifvertragspartei  haben, durch 
die gegebene A r t der finanziellen Absicherung des Risikos der Arbeits-
losigkeit gemildert. Einmal ganz abgesehen davon, daß für eine breite 
Öffentlichkeit  der Zusammenhang zwischen gewerkschaftlicher  Lohn-
niveaupolitik und gesamtwirtschaftlichem Beschäftigungsgrad sowie 
zwischen Lohnstrukturpoli t ik und Beschäftigungsgrad alternativer 
Arbeitnehmerkategorien nicht oder nur in seltenen Fällen er-
kennbar ist, sind die Gewerkschaften als möglicher potentieller Mitver-
ursacher von Arbeitslosigkeit von den finanziellen Folgewirkungen 
steigender Arbeitslosigkeit freigestellt.  Darauf hat Gerhard Albrecht 
schon 1955 hingewiesen45. 

45 Gerhard  Albrecht,  Sozialpolit ik, Göttingen 1955, S. 192. Albrecht meinte, 
daß wegen des Zusammenhangs zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung die 
Verantwortung für die Unterstützung Arbeitsloser eigentlich den Tar i f -
vertragsparteien übertragen werden müsse, u m sicherzustellen, daß die Ge-
werkschaften „bei ihren Lohnforderungen den möglichen Einfluß der Lohn-
höhe auf die wirtschaftl iche Leistungsfähigkeit der betroffenen  Unterneh-
mungen und damit auf ihre Beschäftigungskapazität" i n Rechnung stellen. 

49* 
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3.3 Die aktuelle Kritik an der Arbeitsmarktpolitik 

A n der AMP der jüngsten Vergangenheit und der Gegenwart w i rd 
sowohl grundsätzliche K r i t i k als auch Kr i t i k im Einzelfalle geübt. Die 
K r i t i k w i rd von entgegengesetzten Standpunkten aus geübt: eine 
Gruppe von Kr i t ikern, zu der man Seifert,  Pfriem, Bieback und 
Hofemann rechnen kann, hält die betriebene AMP für zu marktwi r t -
schaftlich, für zu wenig sozial; eine andere Gruppe, zu der man Issing 
und Stützel zählen kann, hält die betriebene AMP für zu wenig markt-
wirtschaftlich und zu sehr an sozialen Zielen orientiert. 

Seifert  und Pfriem vertreten die These, daß die AMP in der Bundes-
republik die Last der Anpassung an einen von den Arbeitnehmern 
nicht zu beeinflussenden sozio-ökonomischen Prozeß einseitig auf die 
abhängig Beschäftigten überträgt 46 und seit 1973 einerseits m i t einem 
drastischen Leistungsabbau bzw. m i t einer Heraufsetzung der Lei-
stungsvoraussetzungen47 und mi t verschärftem Eingliederungsdruck 48 

eine Erhöhung der beruflichen und regionalen Mobilitätsbereitschaft 
sowie der Konzessionsbereitschaft  gegenüber verschlechterten Arbeits-
und Einkommensbedingungen erzwingen, andererseits die betrieblichen 
Rekrutierungsbedingungen begünstigen wi l l 4 9 . Hofemann spricht im 
Zusammenhang mi t der Novellierung des AFG durch das Haushalts-
strukturgesetz von einer „weitgehenden Aufgabe des Berufs- und 
Statusschutzes", die sich aus der „Orientierung des Instrumentariums 

46 Helmut  Seifert , Problemaspekte akt iver Arbei tsmarktpol i t ik während 
der Beschäftigungskrise, in : WSI-Mit tei lungen, 1978, S. 514 ff.,  insbes. S. 521 
sowie Hans Pfriem  und Hartmut  Seifert , Funkt ion und Formwandel der 
Arbei tsmarktpol i t ik , in : WSI-Mit te i lungen, 1979, S. 68 ff.,  insbes. S. 78. 

4 7 Dazu werden gerechnet: a) die Herabsetzung des Unterhaltsgeldes für 
Teilnehmer an „notwendigen" Weiterbildungsmaßnahmen von 90 % auf 80 °/o 
des ausfallenden Nettoarbeitsentgeltes, b) die Festsetzung des Unterhalts-
geldes für Teilnehmer an „zweckmäßigen" Büdungsmaßnahmen auf 58 °/o 
des Nettoarbeitsentgeltes und c) die Einführung einer mindestens drei jähr i -
gen Berufstätigkeit  fü r Arbeitslose m i t abgeschlossener Berufsausbildung 
und einer mindestens sechsjährigen Berufstätigkeit  fü r Arbeitslose ohne Be-
rufsausbildung als Zulassungsvoraussetzung durch das Haushaltsstruktur-
gesetz vom Dezember 1975. Vgl. dazu Hans Pfriem , Hartmut  Seifert , S. 74. 

4 8 Dazu werden gerechnet: a) die Neudefinition „zumutbarer Arbe i t " in 
§ 103 AFG, nach der eine Tät igkei t auch dann als zumutbar gi l t , wenn berufs-
fachliche Merkmale sowie Arbeitsbedingungen und Einkommen unter  dem 
Niveau der bisherigen Tät igkei t liegen und wenn der neue Arbeitsplatz 
weiter vom Wohnort entfernt l iegt als der alte; b) die Anrechnung von Sperr-
zeiten auf die Dauer des Arbeitslosenunterstützungsanspruches nach § 110 
Nr. 1 a AFG; c) die Reduzierung der Bemessungsgrundlage des unmit te lbar 
i m Anschluß an eine Berufsausbildung gezahlten Arbeitslosengeldes auf 75 °/o 
des üblicherweise erzielbaren Arbeitsentgeltes (§ 112, Absatz 5, Nr. 2 AFG). 
Vgl. Hans Pfriem,  Hartmut  Seifert,  S. 74 und S. 76. 

4 9 Gemeint ist die Anordnung zur Förderung der Arbeitsaufnahme, nach 
der Arbeitgeber finanzielle Hi l fen fü r eine begrenzte Arbeitserprobung von 
Arbeitslosen erhalten können. Hans Pfriem,  Hartmut  Seifert,  S. 76. 
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am neoklassischen Theoriekonzept" erklärt, „das einseitig auf die Er-
höhimg von Transparenz und Flexibi l i tät der Angebotsseite abstellt, 
die Interessen der Unternehmen jedoch als unantastbare Größe vor-
aussetzt"60. 

Von solchen Interpretationen der AMP ist es nur noch ein Schritt 
zu der Feststellung, daß „mi t der einseitigen Ausrichtung der AMP auf 
die Anbieter von Arbeitskraft,  die Arbeitnehmer" „die Pol i t ik nicht 
an dem eigentlich entscheidenden Bestimmungsfaktor des Arbeits-
marktes ansetzt"51, und daß zur Erreichung der Ziele des § 1 AFG „die 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen und d. h. die A r t und Weise der Inve-
stitionen der Unternehmen selbst beeinflußt werden muß"52 . „Die not-
wendige Feinsteuerung der betrieblichen Prozesse kann nur über die 
Beteiligung der Arbeitsverwaltung an der betrieblichen Personalpla-
nung und die Durchsetzung der Arbeitnehmerinteressen durch Tarif-
verträge insbesondere zur Humanisierung der Arbeit und zum prä-
ventiven Rationalisierungsschutz sowie durch eine (auch wirtschaftliche) 
betriebliche Mitbestimmung über die Arbeitsplatzbedingungen und die 
Personalplanung erfolgen." 53 Inhalt l ich gleiches ist gemeint, wenn 
Seifert  formuliert:  „Zur Realisierung einer Arbeitsmarktpolit ik, die 
den Anspruch erhebt, nach autonomen Zielen vorausschauend auf die 
sozio-ökonomische Entwicklung des Beschäftigungssystems Einfluß 
nehmen zu wollen, mangelt es in erster Linie an effizienten  Eingriffs-
möglichkeiten gegenüber der betrieblichen Beschäftigungspolitik." 54 

Nun kann man sicher im Rahmen einer an der SM orientierten ar-
beitsmarktpolitischen Konzeption noch darüber diskutieren, ob die 
Erschwerung der Teilnahmebedingungen an Berufsbildungsmaß-
nahmen und die Neudefinition der Zumutbarkeit von Arbeitsplätzen 
nicht sozialen Zielsetzungen widerspricht — es sei denn, es ist erwiesen, 
daß die vorher bestehenden Verhältnisse zu einem Mißbrauch und zu 
freiwil l iger  Arbeitslosigkeit größeren Umfangs geführt  haben oder daß 
Finanzierungsengpässe Leistungsreduzierungen unausweichlich machen. 
Sicher auch wäre eine Wirtschaftspolitik inakzeptabel, die den Anpas-
sungszwang an veränderte Bedingungen einseitig den Arbeitnehmern 
auferlegt und von ihnen räumliche Mobil i tät und berufliche Mobil i tät 
nach unten, sprich: die Annahme von Dequalifizierung auf Dauer ver-

50 Klaus  Hofemann,  Die Wirksamkeit der Arbei tsmarktpol i t ik für die Be-
grenzung des Beschäftigungsrisikos, in : Soziale Sicherheit, 1979, S. 45 ff. 

51 Karl  Jürgen  Bieback,  Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermitt lung, in : Jahr-
buch für Sozioökonomie und Gesellschaftstheorie,  Hamburg 1978, S. 82 ff., 
insbes. S. 87. 

5 2 Ebenda, S. 88. 
5 3 Ebenda, S. 90. 
54 Hartmut  Seifert,  S. 525. 
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langt. Andererseits jedoch wäre es für die Gesellschaft unerträglich, wenn 
Arbeitnehmer sich permanent sanktionslos weigern könnten, nicht 
absolut gleichwertige Arbeitsplätze anzunehmen. Derartige Fragen 
der Zumutbarkeit lassen sich jedoch nicht abstrakt diskutieren. Worüber 
man aber im Rahmen einer leitbildkonformen AMP nicht  diskutieren 
kann, das sind direkte Eingriffe  in die Investitionspolitik der Unter-
nehmen, eine „Feinsteuerung der betrieblichen Prozesse über die Be-
teil igung der Arbeitsverwaltung an der betrieblichen Personalplanung", 
„Eingriffsmöglichkeiten  gegenüber der betrieblichen Beschäftigungs-
pol i t ik", also die Anwendung direkter, zwingender Instrumente einer 
Beschäftigungspolitik, die sich im übrigen nicht m i t einer Lenkimg der 
Nachfrage nach Arbeit begnügen könnte, sondern auch eine Lenkung 
des Arbeitsangebotes sein müßte. Von der AMP und dem Einsatz ar-
beitsmarktpolitischer Mi t te l die Erreichimg der Vollbeschäftigung er-
warten zu wollen, heißt auch die Grenzen der A M P verkennen: Vol l -
beschäftigung kann weder primär durch die Beeinflussung und Steue-
rung des Arbeitsangebotes noch durch die Beeinflussung und Steuerung 
der Arbeitsnachfrage  erreicht werden, sondern nur durch die Beein-
flussung der Endnachfrage nach Gütern und Leistungen. Keine ord-
nungspolitischen Bedenken sind m.E. gegen eine sektorale und regio-
nale Strukturpol i t ik geltend zu machen, die gleichzeitig das Ziel ver-
folgt, für Arbeitnehmer in bestimmten Gebieten oder Branchen den 
Zwang der Anpassung an die ökonomische Realität zu mildern55. 

Im Gegensatz zu den eben skizzierten Auffassungen  steht die Mei-
nung jener Ökonomen, die, wie Issing und Stützel, auf mehr Markt zur 
Lösung der Beschäftigungsprobleme setzen. Issing meint, auf dem 
Arbeitsmarkt seien die Marktelemente immer weiter über das aus 
„sozialen" Gründen erforderliche  Maß hinaus verdrängt worden56. Die 
sozialen Kosten eines über den Vollbeschäftigungsreallohn hinaus er-
höhten Reallohnes ließen sich an der entsprechenden Rate der Arbeits-
losigkeit ablesen57. A n dieser neoklassisch anmutenden Aussage, die 
die Auffassung  impliziert, bei niedrigerem Reallohnniveau sei ceteris 
paribus Vollbeschäftigung erreichbar, sind m.E. Zweifel angebracht. 
Demgegenüber hat Issings Meinung, daß die relative Verteuerung der 

6 5 Vgl. dazu auch Bernhard  Gahlen , S. 9: „Fü r die wenigen Betroffenen 
ist Anpassung immer hart. Doch werden deren Kosten gemildert, wenn die 
Verluste an Betriebsstätten und Arbeitsplätzen für alle Beteil igten nicht 
zum Sturz ins Bodenlose werden. Wenn z. B. Kompensationen gezahlt und 
neue Chancen eröffnet  werden. Nur unter diesen Rahmenbedingungen w i rd 
der notwendige Strukturwandel von den Betroffenen  akzept ie r t . . . außerdem 
bringen diejenigen, die sich anpassen, ein Opfer,  dessen Nutzen der gesamten 
Volkswirtschaft  zugute kommt." 

56 Otmar  Issing , Markt , Freiheit und wirtschaftl iche Sicherheit, in : Ordo, 
1979, S. 151 ff.,  insbes. S. 155. 

5 7 Ebenda, S. 155 f. 
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Leistungen bestimmter Arbeitnehmergruppen, z.B. durch Schutzbe-
stimmungen, andere Arbeitnehmer trifft,  schon mehr Realitätsgehalt58. 
Sie darf  durch die Untersuchungen von Soltwedel als bestätigt gelten59. 

In ähnlicher Weise, jedoch noch grundsätzlicher fordert  Stützel am 
Arbeitsmarkt eine „Fundamental-Korrektur", d.h. den Verzicht auf 
weitere „marktwidrige" Überhöhungen des „gesamten Entlohnungs-
fächers für Arbei t" im Vergleich zu den Kapitalkosten und den Ver-
zicht auf weitere „marktwidrige" Überhöhungen der betrieblichen Ko-
sten der Beschäftigimg von Schwächeren innerhalb dieses Entlohnungs-
fächers 60. Es sei unerläßlich, 

— daß die Arbeitskosten langsamer steigen als die Gesamtnach-
frage, 

— daß die Arbeit von Menschen gegenüber der von Maschinen wieder 
konkurrenzfähiger  werde und 

— daß Soziales für Schwächere statt von den einzelnen Betrieben 
von Solidargemeinschaften übernommen wird 6 1 . 

Auch bei Stützel scheint das Gewicht der Lohn- und Arbeitskosten-
entwicklung als Erklärungskomponente der hohen Arbeitslosigkeit im 
Vergleich zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage über-
betont. Auch er erwartet nach meinem Urtei l ebenso zuviel von einer 
AMP wie jene, die auf ein Mehr an arbeitsmarktpolitischer Interven-
tion setzen. Dabei soll keineswegs verkannt werden, daß die Effizienz 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen und von Programmen zur Er-

5 8 Ebenda, S. 156. 
5 9 Vgl. das Referat von Rüdiger  Soltwedel,  „Unerwünschte Machtergeb-

nisse durch sozialpolitische Eingriffe"  i n diesem Band sowie Rüdiger  Solt-
wedel  u. Dean Spinanger,  Beschäftigungsprobleme in Industriestaaten, Bei-
träge zur Arbei tsmarkt- und Berufsforschung,  Nr. 10, Nürnberg 1976. 

60 Wolfgang  Stützel,  Sicherung der Sozialen Marktwir tschaft  durch eine 
konsequente Ordnungspolit ik, in : Ludwig-Erhard-St i f tung  (Hrsg.), Funda-
mentalkorrektur statt Systemtherapie, Stuttgart 1978, S. 19 ff.,  insbes. S. 33. 
Für Stützel läßt sich die gegenwärtige Arbeitslosigkeit auf fünf  Komponen-
ten zurückführen: 
1. auf ein gegenüber der Gesamtnachfrage stärkeres Steigen der jährl ichen 

betrieblichen Kosten der Beschäftigung eines Arbeitnehmers; 
2. auf ein gegenüber den Kosten substitut iven Kapitaleinsatzes stärkeres 

Steigen der Lohnkosten je Produkteinheit ; 
3. auf eine stärkere Anhebung der betrieblichen Kosten der Beschäftigung 

von Schwächeren i m Vergleich zu Stärkeren; 
4. auf ein gegenüber den Überstundenzuschlägen stärkeres Steigen der m i t 

der Neueinstellung verbundenen betrieblichen Kosten aufgrund eines 
Ausbaues des Kündigungsschutzes; 

5. die stärkere Erhöhung der Vortei le des Status der Arbeitslosigkeit gegen-
über den verfügbaren  Arbeitseinkommen in den Augen mancher Arbe i t -
nehmer. 

6 1 Ebenda, S. 34. 
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höhung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage nicht zuletzt davon ab-
hängt, daß die Lohnpoli t ik nicht für die bereits Beschäftigten zu absor-
bieren versucht, was in den Kreislauf geschleust wird, um mehr Be-
schäftigung zu ermöglichen62. 

3.4 Gegenwartsprobleme der Arbeitsmarktpolitik 

Das Hauptproblem der gegenwärtigen AMP scheint mi r — wie er-
wähnt — zu sein, daß an die AMP als Prozeßpolitik unerfüllbare  Er-
wartungen gestellt werden. Sie vermag erhebliche Beiträge zur Ver-
hütung und Verringerung struktureller Arbeitslosigkeit zu leisten, sie 
kann friktionelle Arbeitslosigkeit mildern. Sie kann jedoch konjunk-
turelle, d. h. durch ein Defizit an Nachfrage nach Gütern und Leistungen 
verursachte Arbeitslosigkeit weder verhüten noch abbauen, wei l deren 
Ursachen außerhalb des Arbeitsmarktes liegen. 

Man sollte sich darüber im klaren sein, daß arbeitskostensenkende 
Transfers — wie Einarbeitungszuschüsse (§49 AFG), Beihilfen an 
Arbeitgeber zur beruflichen Eingliederung von Arbeitssuchenden, deren 
Unterbringung unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes 
erschwert ist (§54 AFG), Lohnkostenzuschüsse an die Arbeitgeber zu 
den Lohnkosten älterer Arbeitnehmer (§97 AFG), Zuschüsse für die 
Förderung des Aufbaues der Erweiterung und der Ausstattung von 
Betrieben, die die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer zum Ziele haben 
(§ 98 AFG) —, die Förderung der beruflichen Bi ld img (§§ 40 - 47 AFG), 
die Förderung der Arbeitsaufnahme (§§ 53 und 54 AFG), die Arbeits-
und Berufsförderung  Behinderter (§ 56 ff.  AFG) und die Förderung der 
regionalen Mobil i tät (§53 AFG) als Instrumente der Verringerung 
struktureller Arbeitslosigkeit und als sozialpolitische Instrumente zur 
beruflichen Eingliederung von Menschen m i t ungleichen Wettbewerbs-
chancen auf den Arbeitsmärkten hocheffizient  sein können, daß ihre 
Effekte  auf die Veränderung der Gesamtbeschäftigung in Zeiten der 
Unterbeschäftigung jedoch nicht groß sein können68, wei l sie in zahl-
reichen Fällen nur zur Substitution relativ teurer durch relativ bil l ige 
Arbeitskräfte  führen — wenn nicht die Endnachfrage insgesamt steigt. 

Auch die Erfahrungen mi t den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen  der 
letzten Jahre (nach §91 ff.  AFG) sind eher sozialpolitisch positiv zu 
beurteilen als beschäftigungspolitisch, wei l sie zwar geeignet sind, 

6 2 Vgl. dazu Wolf  gang Stützel,  S. 34 sowie insbes. Wilhelm  Krelle,  Beseiti-
gung der Arbeitslosigkeit durch abgestimmtes Verhalten von Regierung, 
Gewerkschaften und Bundesbank, in : Mit te i lungen aus der Arbei tsmarkt-
und Berufsforschung, 1978, S. 312 ff. 

6 3 Vgl. dazu die Überprüfung  der angesprochenen Instrumente bei Heinz 
Lampert , Effekt iv i tät  und Effizienz  der Transferleistungen i n der Arbeits-
marktpol i t ik , erscheint demnächst. 
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langfristig Arbeitslose wenigstens befristet  wieder einzugliedern und 
den „verfestigten" Kern der Arbeitslosen zu verkleinern, wei l aber die 
sog. „Mitnehmereffekte"  vor allem der öffentlichen  Hände groß und die 
Zahl der durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen  begründeten Beschäfti-
gungsverhältnisse gering ist64. Dennoch dürfen von ihnen über die in-
duzierte Vorleistungsnachfrage  und über Multiplikatoreffekte  Be-
schäftigungswirkungen erwartet werden. Gegenüber den vorher an-
gesprochenen Instrumenten ist den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen  eine 
höhere beschäftigungspolitische Effektivität  in bezug auf den Abbau 
konjunktureller Arbeitslosigkeit zuzusprechen. 

Effizient  ist im Prinzip auch das Kurzarbeitergeld, wei l es eine Sub-
stitution von Arbeitslosigkeit durch eine gleichmäßig auf größere Ar -
beitnehmergruppen verteilte Arbeitszeitreduzierung ermöglicht65. 

Neben der Uberschätzung der Möglichkeiten des Abbaues der Arbeits-
losigkeit durch AMP scheint mi r ein zweites aktuelles Problem in den 
Maßstäben zu liegen, die in jüngster Zeit entwickelt worden sind und 
denen für Entscheidungen über den Einsatz arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente Relevanz zugesprochen werden muß. Gemeint sind sowohl 
die Berechnungen von Beschäftigungs- und Entlastungswirkungen des 
Einsatzes arbeitsmarktpolitischer Instrumente, die vor allem vom 
Insti tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung  vorgenommen wurden 
und in Veröffentlichungen  der Bundesanstalt für Arbeit Eingang ge-
funden haben66, als auch Ermitt lungen der „Kosten" für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen im öffentlichen  Dienst einerseits und in der privaten 
Wirtschaft  andererseits67. Beide Arten von Berechnungen beruhen auf 

6 4 Vgl. dazu Eugen  Spitznagel,  Arbei tsmarktwirkungen, Beschäftigungs-
struktur und Zielgruppenorientierung von allgemeinen Maßnahmen zur A r -
beitsbeschaffung,  in : Mit tei lungen aus der Arbei tsmarkt- und Berufsfor-
schung, 1979, S. 198 ff. 

6 5 Vgl. dazu Axel  Deeke,  Kurzarbeit und Kurzarbeitergeld, in : WSI-Mi t te i -
lungen, 1979, S. 87 ff.  sowie Rolf  Flechsenhar,  Kurzarbeit — Kosten und F i -
nanzierung, in : Mit tei lungen aus der Arbei tsmarkt- und Berufsforschung, 
1978, S. 443 ff. 

8 6 Vgl. dazu Bundesanstalt für Arbei t , Überlegungen I I zu einer voraus-
schauenden Arbei tsmarktpol i t ik , Nürnberg 1978, S. 32; Autorengemeinschaft, 
Der Arbei tsmarkt i n der BRD 1980, in : Mit tei lungen aus der Arbei tsmarkt-
und Berufsforschung,  1980, S.506ff.;  Rainer  Stäglin  u.a., Quantifizierung 
direkter und indirekter Beschäftigungseffekte  m i t Hi l fe der Input -Output -
Rechnung, in : Beiträge zur Arbei tsmarkt- und Berufsforschung  Nr. 4, 1973 
sowie Heinz  Lantpert,  Effekt ivi tät  und Effizienz  der Transferleistungen in 
der Arbei tsmarktpol i t ik . 

6 7 Vgl. dazu Jochen Schmidt,  Zur Bedeutung der Staatsausgaben für die 
Beschäftigung — Input-Output-Studie der Beschäftigungswirkungen von 
Ausgabenkürzungen, Heft 46 der Beiträge zur Strukturforschung  des DIW, 
Ber l in 1977; Claus  Schäfer,  Mögliche und tatsächliche Beschäftigungseffekte 
öffentlicher  Ausgabenpolit ik, in : WSI-Mit te i lungen, 1977, S. 350 ff.  sowie Bun-
desanstalt für Arbeit , Überlegungen I I , S. 78. 
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einer Reihe fragwürdiger  Annahmen und bedürfen einer breiten und 
gründlichen wissenschaftlichen Diskussion, ehe sie zu Orientierungs-
größen für politische Entscheidungen werden können. 

Insbesondere Plädoyers für eine Ausweitung der Beschäftigung im 
öffentlichen  Dienst, die darauf abstellen, daß ein Arbeitsplatz im öffent-
lichen Dienst nur halb so viel koste wie in der privaten Wirtschaft 68, 
daß mi t derselben • Summe durch eine Beschäftigungsausweitung im 
öffentlichen  Dienst höhere Beschäftigungseffekte  erreicht werden könn-
ten als durch eine Vermehrung der Investitionsausgaben69, und daß der 
Finanzierungsbedarf  wegen der Einsparung an Arbeitslosengeld und 
an Beiträgen zur Sozialversicherung weniger als die Hälfte der Pro-
grammsumme betrage70, sind höchst fragwürdig 71: Einmal ist unsicher, 
ob der Bedarf  an Arbeitskräften  für den öffentlichen  Dienst — die 
Existenz eines solchen Bedarfs einmal unterstellt — aus dem gegebenen 
Reservoir an Arbeitslosen gedeckt werden kann. Andernfalls nämlich 
w i rd durch die Vergrößerung des Grades an Knappheit bestimmter 
Arbeitnehmer ein sich auf die Gesamtwirtschaft  übertragender Arbeits-
kostendruck erzeugt und die unterstellten „Selbstfinanzierungseffekte" 
solcher Maßnahmen treten nicht ein. Zum anderen kommt es entscheidend 
darauf an, ob mit tel- und langfristig tatsächlich dringender Bedarf  an 
bestimmten öffentlichen  Leistungen besteht. Schließlich ist zu beden-
ken, daß die Vergrößerung des Staatssektors die Kostenbelastung der 
Wirtschaft  erhöht. 

Einen dri t ten aktuellen Problemkreis der AMP stellt nach meiner 
Einschätzimg die berufliche Umschulung, Ausbildung und Fortbildung 
in zweifacher Hinsicht dar: Einmal müßten wohl angesichts der hohen 
Geschwindigkeit, m i t der sich der technische Fortschritt in vielen Be-
reichen des gewerblichen und des kaufmännischen Sektors verbreitet, 
die Arbeitnehmer zur Anpassung an neue Techniken befähigt werden, 
indem sie in den allgemein bildenden Schulen und in der Berufsschule 
zum lebenslangen Lernen erzogen werden und von Zeit zu Zeit Ge-
legenheit erhalten, im Betrieb oder außerhalb des Betriebes ihre be-
ruflichen Fähigkeiten zu vertiefen und zu erweitern. Zum anderen 
sollte in der aktuellen AMP die Förderung der beruflichen Bildung 
einen höheren Stellenwert erhalten. Offenbar  ist ja ein hoher Prozent-
satz der Arbeitslosigkeit struktureller Natur. Für die Struktur der 
Arbeitslosigkeit ist ein sehr hoher Antei l nicht oder wenig qualifizierter 
Arbeitnehmer bei gleichzeitig hoher Zahl offener  Facharbeiterstellen 

6 8 Bundesanstalt für Arbeit , Überlegungen I I , S. 78. 
69 Claus  Schäfer,  S. 350 ff. 
7 0 Bundesanstalt für Arbeit , Überlegungen I I , S. 76. 
7 1 Vgl. dazu auch Heinz  Lampert , Effizienz  und Effekt iv i tät  der Transfer-

leistungen i n der Arbei tsmarktpol i t ik . 
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charakteristisch. Dieses Angebotsdefizit kann nur durch Hebung des 
Qualifikationsniveaus Arbeitsloser geschlossen werden. Da überdies die 
Erhöhung der beruflichen Mobil i tät die negativen Wirkungen der 
durch die steigende Erwerbstätigkeit von Frauen und durch zunehmen-
den Eigenheimbesitz verursachten regionalen Immobil i tät zu kompen-
sieren vermag und da man außerdem von Arbeitslosen, deren Existenz 
durch die Solidargemeinschaft  der versicherungspflichtigen  Arbeit-
nehmer gesichert wird, erwarten darf,  daß sie selbst alles in ihrem Ver-
mögen stehende tun, um ihre Arbeitskraft  einsetzen zu können, sollte 
sogar noch erwogen werden, ob man vor allem für angelernte und un-
gelernte Arbeitnehmer, die eine bestimmte Zeit arbeitslos waren und 
mi t ihren gegebenen Fähigkeiten nicht vermittelt werden können, die 
Teilnahme an beruflichen Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 
obligatorisch machen sollte. Schließlich ist die Inanspruchnahme von 
Arbeitslosenunterstützung und Arbeitslosenhilfen nur dann gerecht-
fertigt,  wenn der Unterstützungsbezieher arbeitsfähig und arbeitswil l ig 
ist. Arbeitsfähigkeit  w i rd jedoch nicht nur durch körperliche Gesund-
heit, sondern auch durch bestimmte berufliche Fähigkeiten begründet 
und Arbeitswil le ist ohne die Bereitschaft,  sich die Fähigkeit zur Arbeit 
zu erwerben, wenig wert. 

3.5 Schlußbemerkung 

Die gesetzlichen Grundlagen und die Grundkonzeption der AMP sind 
im wesentlichen leitbildkonform. Auch der betriebenen AMP kann 
man ein hohes Maß an Leitbildkonformität bescheinigen. Allerdings 
erscheint es zweckmäßig, in Zukunft das Schwergewicht der Maßnah-
men auf den Abbau struktureller Ungleichgewichte durch eine Weiter-
entwicklung der Umschulung und der beruflichen Fortbildung zu legen. 
Obwohl von einer einseitigen Verteilung der Anpassungslast an öko-
nomische Datenänderungen auf die Arbeitnehmer nicht die Rede sein 
kann, könnte die optimale Faktorallokation gefördert  und die von 
den Arbeitnehmern zu tragende Anpassungslast verringert werden, 
wenn regional mobile Arbeitnehmer entschädigt und in stärkerem 
Maße als bisher Instrumente der regionalen Strukturpol i t ik eingesetzt 
würden. Konjunkturel l verursachte Unterbeschäftigung kann mi t den 
Mit te ln der AMP nicht beseitigt werden. Vielmehr müssen dazu die 
allgemeine Wirtschaftspolitik und die Beschäftigungspolitik den Haupt-
beitrag in Gestalt langfristig angelegter Programme in den Bereichen 
Energiepolitik, Verkehrspolitik, Umweltschutzpolitik und soziale Infra-
strukturpoli t ik leisten. 
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